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• Studium der Architektur an der Fachhochschule München 

• 1990 Abschluss als Dipl.–Ing. (FH) 

• 1990 – 1995 Assistent an der Fachhochschule München Fachbereich Architektur 

• 1990 – 1993 Freiberufliche Tätigkeit als Architekt 

• 1993 – 1997 Partner bei Architekten am Pündterplatz (Prof. Homeier, Prof. Richter) in München 

• 1998 Büroinhaber K33 Architekten in München 

• 1995 – 2017 Lehrbeauftragter an der Fachhochschule München, Fachbereich Architektur 

• 1999 Gründer und Gesellschafter der AIS Management GmbH 
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• 2002 Mehrwöchige Fortbildung mit Abschluss „Fachplaner Brandschutz“ 
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• 2006 Mitgliedschaft und Mitglied des Vorstands in der Vereinigung der Brandschutzplaner e. V. VdBP 

• 2007 Gründung der Steinlehner & Riedner Architekten-Partnerschaft 

• 2012 Steinlehner Riedner Wagner Architekten-Partnerschaft 

• 2017 K33 Brandschutz Riedner Wagner + Partner Architekten PartGmbB 

• 2018 CSB Christian Steinlehner Brandschutzplanung

• Buchautor und zahlreiche Fachveröffentlichungen in Fachzeitschriften sowie dem Brandschutzatlas

Kontakt: info@steinlehner.de
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Bayerische Bauordnung (BayBO)

Am 1. Januar 2008 trat die „neue“ Bayerische Bauordnung (BayBO) in Kraft. Die bisherige Systematik im 
vereinfachten Genehmigungsverfahren (Vorhaben geringer Schwierigkeit, Vorhaben mittlerer Schwierigkeit) 
wurde zu Gunsten der aus der Muster-Bauordnung bereits bekannten Gebäudeklassen verändert. Die 
untere Bauaufsichtsbehörde prüft die Gebäude der Gebäudeklassen 1-4 (mit Ausnahme der Sonderbauten) 
nicht mehr hinsichtlich des Brandschutzes. Hier wird die Verantwortung auf den Entwurfsverfasser bzw. 
Bauvorlage-berechtigten übertragen. Nur bei Gebäuden der Gebäudeklasse 5, bei Sonderbauten sowie bei 
Mittel- und Großgaragen wird im Rahmen des „umfänglichen Genehmigungsverfahrens“ der Brandschutz 
nach dem 4-Augen-Prinzip geprüft.

Die BayBO regelt, wie „normale“ Gebäude (in der Regel also Büro- und Wohngebäude), für die keine 
Sonderbauverordnungen existieren, brandschutztechnisch zu gestalten sind. Aber auch für bauliche 
Anlagen, die nach Art. 2 BayBO als Sonderbauten gelten, für die aber in Bayern keine Sonderbau-
verordnungen bauaufsichtlich eingeführt sind, muss die BayBO zugrunde gelegt werden. 

Als Beispiel seien Schulen aufgeführt. Diese sind nach Art. 2 BayBO als Sonderbauten zu bewerten, die 
Muster-Schulbaurichtlinie ist in Bayern aber nicht eingeführt.

Sind Sonderbauverordnungen eingeführt, so sind diese zusätzlich zu beachten.
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Sonderbauverordnungen

Für Sonderbauten werden von der Bundesbauministerkonferenz der ARGEBAU für unterschiedliche 
Kategorien von Sonderbauten sog. Muster-Verordnungen und die Muster-Bauordnung bekannt gegeben. 
Jedes Bundesland kann diese Sonderbauverordnungen - unverändert oder verändert - einführen.

Es gilt die im jeweiligen Bundesland veröffentlichte und eingeführte Sonderbauverordnung. Eine Übersicht 
der in Bayern seit dem 01.06.2022 eingeführten Sonderbauverordnungen ist unter 

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/27_baymbl-2022-334.pdf

im Abschnitt A 2.1.18 und Abschnitt A 2.2.2 veröffentlicht.

Mit der Neufassung der BayBO sind in Bayern seit 1. Januar 2008 nahezu alle bisherigen Sonderbau-
verordnungen ebenfalls neu gefasst worden und orientieren sich nunmehr weitestgehend an den jeweiligen 
Muster-Sonderbauverordnungen. Dennoch gilt aber die in Bayern eingeführte Sonderbauverordnung im 
Wortlaut.

Für Garagen ist in Bayern die Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der 
notwendigen Stellplätze (GaStellV) vom 30. November 1993 (zuletzt geändert im April 2015) zu beachten 
(siehe BayTB Abschnitt A 2.1.17 [Seite 46] und Abschnitt A 2.2.2.1 [Seite 48]).

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/27_baymbl-2022-334.pdf
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Technische Baubestimmungen

Bisher bestanden die Technischen Baubestimmungen aus den Bauregellisten A und B, der Liste C sowie 
der Liste der Technischen Baubestimmungen. Die einzelnen Listen wurden bisher mindestens jährlich 
aktualisiert. Im Zusammenhang mit der Novelle der Bayerischen Bauordnung (BayBO) wurden sie 
fortgeschrieben und mit Bekanntmachung vom 20. September 2018 erstmals als Bayerische Technische 
Baubestimmungen (BayTB) – Ausgabe Oktober 2018 – zusammengefasst. Die aktuelle Fassung BayTB 
2022 ist seit dem 01.06.2022 gültig (Link siehe vorherige Seite).

Die Technischen Baubestimmungen haben ihre Rechtsgrundlage im Art. 81a Abs. 1 BayBO in der Fassung 
vom 14. August 2007, die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (GVBl. S. 523) geändert wurde.

Als Beispiel soll hier die Muster-Richtlinie über brandschutztechnische Anforderungen an Leitungsanlagen 
(Muster Leitungsanlagen Richtlinie – MLAR 2005) aufgeführt werden. Diese ist ebenfalls als Muster-
Richtlinie bekannt gegeben worden und in Bayern mit einer „ Anlage A 2.2.1.8/1Bay“ zur Konkretisierung 
der in Bayern geltenden Regeln belegt. 
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DIN 4102 Teile 1 und 2

In der DIN 4102 („Restnorm“) als eine in Bayern eingeführte Technische Baubestimmung werden die 
Begriffe der Feuerwiderstandsdauer (feuerhemmend, hochfeuerhemmend, feuerbeständig, Brandwand etc.) 
und der Baustoffklassen (brennbar, nicht brennbar, normal entflammbar, schwer entflammbar) geregelt.

Darüber hinaus sind weitere Sonderbauteile mit verschiedenen Kurzbezeichnungen geregelt, z.B. „I“ für 
Installationsschächte und Kanäle oder „E“ für Funktionserhalt elektrischer Leitungen.
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DIN 4102 Teil 1 (Baustoffklassen)

Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschieden in:
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DIN 4102 Teil 2 (Feuerwiderstandsklassen)

Bauteile werden bzgl. den Anforderungen an deren Feuerwiderstandsfähigkeit unterschieden. Nachfolgend 
werden die bauaufsichtlichen Anforderungen feuerbeständig, hochfeuerhemmend und feuerhemmend den 
entsprechenden Klassen nach DIN 4102-2 zugeordnet. Dabei sind die Klassifizierungen nach DIN 4102-2 
(nationale Ebene) und denen nach DIN EN 13501-2 bis 5 (europäische Ebene) für den Nachweis der 
geforderten Feuerwiderstandsdauer eines Bauteils alternativ anwendbar. 
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Europa - DIN EN 13501-1 (Baustoffklassen)

Neben der „Restnorm“ DIN 4102 ist die europäische DIN EN 13501-1 und 13501-2 zu beachten.

Die DIN EN 13501-1 ist das europäische Pendant zur nationalen Klassifizierung von Baustoffen nach DIN 
4102-1. 

In der DIN EN 13501 „Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten“ werden 
nachfolgende europäische Baustoffklassen unterschieden: A1, A2, B, C, D, E und F. 

Weitere Regelungen sind für die Rauchentwicklung (s = smoke, Klassen s1, s2 und s3) oder brennendes 
Abtropfen/Abfallen (d = droplets, Klassen d0, d1 und d2) von Baustoffen getroffen.

Die auf der nächsten Seite dargestellte „Übersetzungstabelle“ nach Anhang 4 BayTB ist zu beachten.
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Europa - DIN EN 13501-1 (Baustoffklassen)
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Europa - DIN EN 13501-2 (Feuerwiderstandsklassen)

Die DIN EN 13501-2 behandelt die Feuerwiderstandsklassen. Die Leistungseigenschaften der Bauteile 
werden im Einzelnen mit folgenden Buchstaben abgekürzt:

• R (Resistance): Tragfähigkeit; kein Verlust der Standsicherheit

• E (Etanchéité): Raumabschluss; Verhinderung des Feuerdurchtritts auf die unbeflammte Seite

• I (Isolation): Wärmedämmung; Begrenzung der Übertragung von Feuer bzw. Wärme auf die dem Feuer 
abgewandte Seite

• W (Radiation; ursprünglich Watt): Wärmestrahlung; Begrenzung der Wärmestrahlung auf die 
abgewandte Seite

• S (Smoke): Rauchdichtheit; Begrenzung des Rauchdurchtritts

• M (Mechanical): Mechanische Einwirkung; Stoßbeanspruchung auf die Wand

• C (Closing): Selbstschließend; für Rauchschutztüren und andere Feuerschutzabschlüsse

• P (Power): Erhaltung der Energieversorgung; für elektrische Kabel

• G: Rußbrandbeständigkeit

• K: Brandschutzwirkung

• Ergänzend sind Angaben zur Richtung der Feuerwiderstandsdauer (z. B. i → o, von innen nach außen 
bei nichttragenden Außenwänden) festgelegt.

Die auf den nächsten Seiten (nur auszugweise) dargestellten „Übersetzungstabellen“ nach Anhang 4 
BayTB sind zu beachten.
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Europa - DIN EN 13501-2 (Feuerwiderstandsklassen)
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Europa – harmonisierte Bauprodukte, BauPVO

Die Bauproduktenverordnung BauPVO regelt die Bedingungen für das Inverkehrbringen und die 
Bereitstellung von harmonisierten Bauprodukten auf dem Markt und legt Anforderungen an die 
Leistungserklärung und die CE-Kennzeichnung fest. 

Mitgliedstaaten dürfen die Bereitstellung CE-gekennzeichneter Bauprodukte weder untersagen noch 
behindern, wohl aber jede Verwendung, die nicht den nationalen Anwendungsregeln im Baubereich 
entspricht.

Der Hersteller erstellt für jedes Bauprodukt, das von einer harmonisierten Norm erfasst ist oder das einer 
Europäisch Technischen Bewertung entspricht, eine Leistungserklärung. Mit der Leistungserklärung 
übernimmt der Hersteller die Verantwortung für die Übereinstimmung des Bauprodukts mit der erklärten 
Leistung in Bezug auf dessen wesentliche Merkmale. Welche Merkmale für ein Bauprodukt wesentlich sind, 
ist in den harmonisierten technischen Spezifikationen (bei Normen im Anhang ZA) festgelegt. In der 
Leistungserklärung ist die Leistung von mindestens einem, jedoch von allen im jeweiligen Mitgliedstaat für 
den Verwendungszweck geforderten Wesentlichen Merkmalen  anzugeben. Derzeit kann der Hersteller 
jedoch frei wählen, zu welchen Merkmalen er Leistungsangaben (Wert oder Klasse) macht oder keine 
Leistung erklärt (NPD – No Performance Determined). 
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Europa (Beispiel einer Leistungserklärung einer Brandschutztüre)

Anforderung nach Anhang 4 BayTB                                                                               
✓ Die Leistungserklärung stimmt mit den Anforderungen 

überein, die Türe kann verwendet werden 
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Allgemein anerkannte Regeln der Technik

Neben den bereits erwähnten Rechtsgrundlagen, die bei der (brandschutztechnischen) Planung zu 
beachten sind, ist in Art. 81a Abs. 1 BayBO geregelt:

„Die vom Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr öffentlich bekanntgemachten Technischen 
Baubestimmungen sind zu beachten. Von den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden, 
wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderungen des Art. 3 Satz 1 
(BayBO) erfüllt werden und in der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht ausgeschlossen ist; 
Art. 15 Abs. 2 und Art. 17 (BayBO) bleiben unberührt. Werden die allgemein anerkannten Regeln der 
Baukunst und Technik beachtet, gelten die entsprechenden bauaufsichtlichen Anforderungen dieses 
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften als eingehalten.“

Es sind also darüber hinaus die „allgemein anerkannten Regeln der Technik“ (aaRdT) zu beachten. Eine 
allgemein anerkannte Regel der Technik kann nur angenommen werden, wenn sie 

• in der Wissenschaft als theoretisch richtig anerkannt ist und 

• sich in den einschlägigen Fachkreisen aufgrund dauernder praktischer Erfahrungen als 
technisch geeignet restlos durchgesetzt hat.

(entnommen aus Baurechts-Report 1/2000 ; Druck + Verlag Ernst Vögel GmbH)
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Allgemein anerkannte Regeln der Technik

Wo sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik veröffentlicht?

In der BayTB

In der BayBO

Muss man wie eine DIN erwerben

Es gibt keine Veröffentlichung
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

Bei Kenntnis „elementarer“ Artikel der BayBO, die den Brandschutz betreffen, lassen sich eine Vielzahl von 
Bauaufgaben auch ohne vertiefte Kenntnisse im Brandschutz lösen.

Nachfolgend sind die wichtigsten Artikel, die auch für Garagen zutreffen, aufgeführt. 
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 2 - Begriffe

Hier werden wichtige Begriffe definiert und die Einstufungen der Gebäude in die Gebäudeklassen 1-5 
vorgenommen. Zudem sind die Sonderbauten aufgelistet. Sonderbauten sind Anlagen und Räume 
besonderer Art oder Nutzung, die einen der im Art. 2 Abs. 4 BayBO Nr. 1 bis 19 aufgeführten Tatbestände 
erfüllen. Nr. 20 ist der „Auffangtatbestand“, der jedoch immer im Einzelfall mit der Bauaufsicht abgestimmt 
werden muss.

Unterirdische Garagen fallen nach Art. 2 Abs. 3 Nr. 5 BayBO in Gebäudeklasse 5.

Garagen sind regelmäßig keine Sonderbauten.

In Art. 2 Abs. 8 BayBO sind Stellplätze und Garagen wie folgt definiert: 

Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche 
dienen. Garagen sind Gebäude oder Gebäudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, 
Verkaufs-, Werk- und Lagerräume für Kraftfahrzeuge sind keine Stellplätze oder Garagen.

Ein Showroom eines Autohauses ist demnach keine Garage. Ist ein Feuerwehrhaus, in dem Feuerwehr-
fahrzeuge „parken“, eine Garage? Diese Fragestellung ist in der (in Bayern jedoch noch nicht eingeführten) 
M-GarVO vom 14. Juli 2022 dahingehend beantwortet, dass Gebäude zum Abstellen von 
Dienstfahrzeugen, die dem Brand- und Katastrophenschutz oder dem Rettungsdienst dienen, nicht dem 
Geltungsbereich der M-GarVO unterliegen. Es bleibt abzuwarten, ob diese Festlegung auch in Bayern 
übernommen wird.
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 3 - Allgemeine Anforderungen

Hier ist festgelegt, dass bauliche Anlagen so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten 
sind, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben oder Gesundheit (Brandschutz) 
nicht gefährdet werden.

• Art. 5 - Feuerwehrzugänge und Feuerwehrzufahrten

Die baurechtlichen Anforderungen an Feuerwehrzugänge und Zufahrten auf den Grundstücken sind im Art. 
5 BayBO nur sehr allgemeingültig formuliert. Eine Konkretisierung erfolgt in den Richtlinien über Flächen für 
die Feuerwehr inkl. Anlage A 2.2.1.1/1 der BayTB.
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 12 - Brandschutz

Dieser „Kernartikel“ definiert u.a. die Schutzziele des Brandschutzes:

• Rettung von Menschen und Tieren (Personenschutz)

• Vorbeugung der Entstehung und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Sachwertschutz) 

• Ermöglichung wirksamer Löscharbeiten
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 15 - 23 - Bauarten und Bauprodukte

In den Art. 15 - 23 sind die Anforderungen an die Verwendung bzw. Anwendung von Bauprodukten und 
Bauarten und deren erforderliche Nachweise bzw. Übereinstimmungserklärungen definiert. 

• Art. 24 - Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 

Im Art. 24 sind die allgemeinen Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen bzw. 
an die Feuerwiderstandsfähigkeit beschrieben. 

• Art. 25 - 30 - Besondere Anforderungen an Bauteile (Wände, Decken, Dächer)

In den Art. 25 - 30 sind die Anforderungen an die Feuerwiderstandsfähigkeit tragender und aussteifender 
sowie raumabschließender Bauteile (Brandwände, Außenwände, Stützen, Innenwände, Decken) in 
Abhängigkeit der Gebäudeklasse beschrieben. Art. 30 regelt die brandschutztechnischen Anforderungen an 
Dächer und Bedachungen.

• Art. 31 - 35 - Anforderungen an Anzahl, Länge und Ausführung der Rettungswege (Treppen, 
Treppenräume, Flure, Fenster als zweiter Rettungsweg)

In den Art. 31 - 35 sind die Anforderungen an die Anzahl, Länge und bauliche Ausführung der 
Rettungswege beschrieben.

• Art. 37 - 44 - Anforderungen an haustechnische Anlagen

In den Art. 37 - 44 sind die (brandschutztechnischen) Anforderungen an Aufzüge, Leitungs- und 
Lüftungsanlagen, Feuerungsanlagen, Abfallaufbewahrung und den Blitzschutz definiert. Die konkrete 
technische  Umsetzung bei Leitungs- und Lüftungsanlagen ist in der M-LAR und M-LüAR, bei 
Feuerungsanlagen in der FeuV beschrieben.
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 54 - Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden

Hier wird u. a. der „Bestandsschutz“ näher beschrieben. Der Begriff und die Voraussetzungen werden 
später in diesem Vortrag erläutert. Zu diesem Thema bietet der Autor zudem ein Vertiefungsseminar an.  

• Art. 62b – Brandschutznachweis (Form und Inhalt)

Grundsätzlich ist bei jedem Bauvorhaben (mit Ausnahme der nach Art. 57 BayBO verfahrensfreien 
Bauvorhaben) ein Brandschutznachweis (gelegentlich auch als Brandschutzkonzept bezeichnet) zu 
erstellen. Der Brandschutznachweis ist als Soll-Ist-Abgleich der baurechtlichen Anforderungen mit dem 
geplanten Gebäude zu verstehen. Die Einhaltung der brandschutztechnischen Anforderungen sind zu 
dokumentieren und ggf. vorhandene (genehmigungspflichtige) Abweichungen aufzuzeigen und vom 
Bauherrn zu beantragen.

Die Form des Brandschutznachweises ist nicht näher definiert. Hinweise zu den im Brandschutznachweis 
zu dokumentierenden Punkten finden sich in § 11 Bauvorlagenverordnung. Je nach Komplexität des zu 
beurteilenden Gebäudes empfiehlt sich die Darstellung in Form eines Planes in Kombination mit einem 
schriftlichen Teil.

In der Praxis hat sich für den schriftlichen Teil des Brandschutznachweises bei einfachen Bauvorhaben eine 
tabellarische Darstellung als geeignet erwiesen. Anhand dieser Checkliste sind die Anforderungen aus den 
jeweiligen Rechtsgrundlagen zu definieren und den tatsächlich vorhandenen/geplanten Ausführungen 
gegenüberzustellen. Bei komplexeren Bauvorhaben ist eine ausführlichere schriftliche Ausarbeitung 
zweckmäßiger.

Werden genehmigungspflichtige Abweichungen erkannt, so sind diese gesondert zu beantragen. Die 
alleinige Darstellung dieser Abweichungen im Brandschutznachweis genügt nicht.
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 62b – Brandschutznachweis (Nachweisberechtigung und Qualifikation)

Der Brandschutznachweis muss nach Art. 62b BayBO erstellt sein von Personen, die

1. für das Bauvorhaben bauvorlageberechtigt sind,

2. zur Bescheinigung von Brandschutznachweisen befugt sind oder

3. nach Abschluss der Ausbildung mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der brandschutztechnischen 
Planung und Ausführung von Gebäuden oder deren Prüfung praktisch tätig gewesen sind und die 
erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen haben

a. als Angehöriger eines Studiengangs der Fachrichtung Architektur, Hochbau (Art. 49 Abs. 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG), Bauingenieurwesen oder eines Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz, 
der ein Studium an einer deutschen Hochschule oder ein gleichwertiges Studium an einer 
ausländischen Hochschule abgeschlossen hat, 

oder

b. als Absolvent einer Ausbildung für Ämter mit Einstieg in der dritten und vierten Qualifikationsebene in 
der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, Schwerpunkt feuerwehrtechnischer Dienst. 

Die Zusatzqualifikation für das Erstellen von Brandschutznachweisen von Gebäuden der Gebäudeklasse 4 
ist ersatzlos entfallen.

Hinweis: hier ist eine Änderung der BayBO geplant
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 62b - Prüfung des Brandschutznachweises

Art. 62 b Abs. 2 BayBO definiert, dass nur bei 

• Sonderbauten

• Mittel- und Großgaragen

• Gebäuden der Gebäudeklasse 5

der Brandschutznachweis bauaufsichtlich geprüft (durch die Genehmigungsbehörde) oder durch einen 
Prüfsachverständigen bescheinigt werden muss. Im Übrigen wird der Brandschutznachweis nicht geprüft.

Bei Sonderbauten, Mittel- und Großgaragen, die i. d. R. ein größeres brandschutztechnisches Wissen 
erfordern, können Mängel im Brandschutznachweis durch das 4-Augen-Prinzip bei der Prüfung durch die 
Bauaufsichtsbehörde oder durch einen Prüfsachverständigen für den Brandschutz erkannt werden. Dem 
Bauherrn steht es frei, ob er die Prüfung von der Behörde oder von einem Prüfsachverständigen 
durchführen lässt. 

Genehmigungspflichtige isolierte Abweichungen (in den Fällen, in denen der Brandschutznachweis nicht 
geprüft wird) können wahlweise ebenfalls von der Behörde oder von einem Prüfsachverständigen 
zugelassen bzw. bescheinigt werden.
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 63 - Abweichungen

Hier wird die Bauaufsichtsbehörde ermächtigt, Abweichungen zulassen zu können. Wird der 
Brandschutznachweis durch einen Prüfsachverständigen bescheinigt, bedarf es keiner Zulassung der 
Abweichungen durch die Bauaufsichtsbehörde.

Durch die fehlende Prüfung des Brandschutznachweises außer bei Sonderbauten, Mittel- und Großgaragen 
und Gebäuden der Gebäudeklasse 5 ist es besonders wichtig, Abweichungen zu erkennen und zu 
beantragen. 

Man unterscheidet zwischen Abweichungen in prüfpflichtigen oder nicht prüfpflichtigen Bauvorhaben und 
isolierten Abweichungen bei genehmigungsfreien (verfahrensfrei oder genehmigungsfrei gestellten) 
Bauvorhaben. 
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 63 – Abweichungen (Abweichung im Genehmigungsverfahren)

Grundsätzlich kann von jeder materiellen baurechtlichen Anforderung (nicht aber von Definitionen, z. B. den 
Gebäudeklassen) abgewichen werden. Eine Abweichung im Genehmigungsverfahren bedarf immer eines 
schriftlichen Antrags bei der Bauaufsicht (außer die Brandschutznachweis wird durch einen Prüfsach-
verständigen bescheinigt). 

Es besteht jedoch kein Rechtsanspruch auf die Zulassung der Abweichung.

(Formblatt der Lokalbaukommission München)
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Kompensationsmaßnahmen

Für jede beantragte Abweichung sind unter Berücksichtigung der in Art. 12 genannten Schutzziele 
gleichwertige Ersatzmaßnahmen (Kompensationsmaßnahmen) aufzuführen und im Abweichungsantrag zu 
benennen.

Als Orientierung kann z. B. die Anlage 5 des „Brandschutzleitfaden für Gebäude des Bundes“
(https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/bauen/wohnen/brandsc
hutzleitfaden.pdf?__blob=publicationFile&v=4) dienen, die für Abweichungen in Abhängigkeit des 
jeweils betroffenen Schutzziels geeignete Kompensationsmaßnahmen vorschlägt.

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/bauen/wohnen/brandschutzleitfaden.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/bauen/wohnen/brandschutzleitfaden.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Kompensationsmaßnahmen

Auszug aus Brandschutzleitfaden für Gebäude des Bundes (3.Auflage Juli 2006):
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Bayerische Bauordnung (BayBO) im Detail

• Art. 81a Abs. 1 – Technische Baubestimmungen

Diese Möglichkeit der Abweichung von Technischen Baubestimmungen (z. B. MLAR, MLüAR) 
unterscheidet sich inhaltlich und formal von einer Abweichung nach Art. 63 BayBO.

Eine Abweichung nach Art. 81 a BayBO bedarf keines Antrags. Es ist vielmehr darzustellen und zu 
dokumentieren, dass trotz der Abweichung von der Technischen Baubestimmung das hinter der Regelung, 
von der abgewichen werden soll, stehende Schutzziel gleichwertig erreicht wird und die allgemeinen 
Anforderungen des Art. 3 BayBO erfüllt werden. 
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Praktisches Beispiel zur Konkretisierung der Anforderungen der GaStellV

Bei der dargestellten unterirdischen Garage handelt es sich nach § 1 Abs. 7 GaStellV um eine 
geschlossene, zweigeschossige Großgarage mit einer Nutzfläche von ca. 2.300 m². Die Garage besitzt 
einen geringen Zu- und Abgangsverkehr sowie einen festen Benutzerkreis.

Grundriss UG2
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Praktisches Beispiel zur Konkretisierung der Anforderungen der GaStellV

Grundriss UG1
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Praktisches Beispiel zur Konkretisierung der Anforderungen der GaStellV

Schnitte
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

Hinweis: Seit November 2022 ist auf der Homepage www.bauministerkonferenz.de die M-GarVO vom 14. 
Juli 2022 veröffentlicht. Ob, wann, in welchem Umfang und mit welchen (möglichen) Änderungen die M-
GaStellV in Bayern bauaufsichtlich eingeführt wird, lässt sich im Augenblick nicht vorhersagen.

• § 1 Begriffe und allgemeine Anforderungen

Hier werden Begriffe wie „offene, geschlossene, unterirdische oder oberirdische Garage“ definiert. Die 
GaStellV kategorisiert Garagen zudem nach deren Nutzfläche (Summe aller Flächen der Einstellplätze und 
der Verkehrsflächen; Achtung bei Duplexparkern, dort zählt die Fläche doppelt) in Klein- Mittel- und 
Großgaragen. 

Garagen sind mit einer Nutzfläche

1. bis 100 m² Kleingaragen,

2. über 100 m² und bis 1000 m² Mittelgaragen,

3. über 1000 m² Großgaragen. 

Automatische Garagen mit mehr als 50 Einstellplätzen gelten als Großgaragen.

http://www.bauministerkonferenz.de/
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

Ob die Zufahrtsrampe der Garagennutzfläche hinzugezählt werden muss, ist in der GaStellV nicht 
abschließend geklärt. 

Zu dieser Frage hat das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr auf seiner Homepage 
im Informationsblatt „GaStellV – Häufig gestellte Fragen (Stand 25.05.2020)“ wie folgt Stellung bezogen:

„… Zur Vermeidung unbilliger Härten bei der erforderlichen Einstufung nach § 1 Abs. 7 Satz 1 GaStellV 
Bayern (Mittel- oder Großgarage), ist es im Ergebnis daher sachgerecht, die Flächen von Zu- und 
Abfahrtsrampen bei der Nutzflächenberechnung auch dann nicht zu berücksichtigen, wenn diese ganz oder 
teilweise in die Garage integriert sind. Die GaStellV stellt auf die Summe aller Flächen der Einstellplätze 
und der Verkehrsflächen ab, es sind die tatsächlich vorgesehenen Stellplatzflächen gemeint, nicht die 
„virtuellen“, die sich rein rechnerisch aus den durch die GaStellV vorgeschriebenen Mindestmaßen ergeben 
würden. Restflächen (Zwickel), die nicht als Stellplätze oder Fahrgassen benutzt werden können, bleiben 
unberücksichtigt ...“ 

Zudem wird festgelegt, dass,  soweit in der GaStellV nichts Abweichendes geregelt ist, auf tragende, 
aussteifende und raumabschließende Bauteile von Garagen die Anforderungen der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) an diese Bauteile in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 anzuwenden; Art. 28 Abs. 3 
Satz 2, Art. 29 Abs. 4 Nrn. 1 und 2, Art. 32 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, Art. 33 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1, Art. 34 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2, Art. 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4, Art. 38 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 sowie Art. 39 Abs. 5 Nrn. 1 und 3 
BayBO sind nicht anzuwenden.

Konkrete Ausführung:

Bei der dargestellten unterirdischen Garage handelt es sich nach § 1 Abs. 7 GaStellV um eine 
geschlossene, zweigeschossige Großgarage mit einer Nutzfläche von ca. 2.300 m². Die Garage besitzt 
einen geringen Zu- und Abgangsverkehr sowie einen festen Benutzerkreis.
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 2 Zu- und Abfahrten

Die Festlegungen des § 2 GaStellV betreffen keine brandschutztechnischen Belange. 

Aus Sicht des Autors betrifft auch die Regelung des § 2 Abs. 5 GaStellV, wonach bei Großgaragen neben 

den Fahrbahnen der Zu- und Abfahrten ein mindestens 0,80 m breiter Gehweg erforderlich ist, der 

gegenüber der Fahrbahn erhöht oder verkehrssicher abgegrenzt werden muss, ausschließlich die 

Verkehrssicherheit und nicht den Brandschutz. Bei einem Brand in der Garage wird eine über die Rampe 

ins Freie fliehende Person den kürzesten direkten Weg (ggf. über die Rampe) an Stelle des Gehwegs 

wählen

• § 3 Rampen und § 5 lichte Höhe

Die Festlegungen der §§ 3 und 5 GaStellV betreffen keine brandschutztechnischen Belange. 
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 4 Einstellplätze und Fahrgassen

(7) Abschlüsse zwischen Fahrgasse und Einstellplätzen sind in Mittel- und Großgaragen nur zulässig, wenn 

wirksame Löscharbeiten möglich bleiben.

Die Konkretisierung erfolgt z. B. in nachfolgendem Merkblatt:
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 4 Einstellplätze und Fahrgassen
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 6 Tragende Wände, Decken, Dächer, Bekleidungen und Dämmschichten sowie Tore und 
Einbauten 

Hier werden Anforderungen an die Feuerwiderstandsdauer der benannten Bauteile sowie an die 
Baustoffklassen der Bekleidungen und Dämmschichten sowie Tore und Einbauten festgelegt 
(Glimmen und Schwelen beachten!).

Konkrete Ausführung:

− Tragenden Wände, Decken und Dächer sowie Pfeiler, Stützen und Rampen feuerbeständig 

− Bekleidungen und Dämmschichten unter und an allen Wänden und Decken sowie Pfeilern, Stützen und 
Rampen aus nichtbrennbaren Baustoffen, die nicht glimmen oder schwelen 

− Sonstige Wände, Tore und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen

− Keine Anforderung an die raumabschließende Feuerwiderstandsdauer zwischen den 
Garagengeschossen (Decken), da beide Geschosse einen gemeinsamen Rauchabschnitt < 2.500 m² 
Nutzfläche darstellen

− Dach der Tiefgarage (Decke) über UG1 nach 
Art. 30 Abs. 7 BayBO raumabschließend von 
innen nach außen feuerbeständig innerhalb 
eines Abstands von 5 m zu den aufgehenden 
Außenwänden im EG
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Exkurs: Europa - DIN EN 13501-1 (Baustoffklassen)

Achtung: „Glimmen und Schwelen“: im Prüfverfahren nach DIN 4102-15 war der Nachweis, dass ein 
Bauprodukt nicht glimmt, mit integriert. Im Prüfverfahren nach DIN EN 13823 ist dieser Nachweis nicht
enthalten. Das Glimmverhalten bei Bauprodukten, die nach DIN EN 13501-1 klassifiziert sind, muss daher 
gesondert nachgewiesen werden (z. B. nach DIN 4102-15 im Brandschacht oder nach DIN EN 16733).

(Abschnitt A 2.1.2.1 BayTB)
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 7 Außenwände 

Hier werden Anforderungen an die Baustoffklassen der nichttragenden Außenwände und nichttragenden 
Teile von Außenwänden von Mittel- und Großgaragen festgelegt.

Konkrete Ausführung:

− Nichttragende Außenwände und nichttragende Teile von Außenwänden aus nichtbrennbaren Baustoffen 

• § 8 Trennwände 

Zwischen Garagen und anders genutzten Gebäuden sowie zwischen Garagen und nicht zur Garage 
gehörenden Räume sind feuerwiderstandsfähige Trennwände erforderlich. Für Kleingaragen sind 
Erleichterungen vorgesehen.

Konkrete Ausführung:

− Trennwände zwischen der Großgarage inkl. Rampe und den nicht zur Garage gehörenden Räumen 
raumabschließend feuerbeständig, Türen feuerhemmend, dicht und selbstschließend 
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 9 Brandwände als Gebäudeabschlusswand

Für Kleingaragen sind Erleichterungen von den Anforderungen des Art. 28 Abs. 2 BayBO geregelt. Im 
Übrigen sind auch für unterirdische Garagen Brandwände als Gebäudeabschlusswände (äußere 
Brandwände) erforderlich.

Konkrete Ausführung:

− Brandwand (Art. 28 Abs. 3 Satz 1 BayBO), brennbare Baustoffe überbrückend die Brandwand nicht (Art. 
28 Abs. 7 Satz 1 BayBO, Haustrennwandplatte nicht brennbar, kein Glimmen /Schwelen (Art. 28 Abs. 7 
Satz 3 BayBO) 
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 10 Rauchabschnitte, Brandabschnitte 

Geschlossene Großgaragen müssen in Rauchabschnitte von 2.500 m² (bzw. 5.000 m² bei Sprinklerung 
oder oberirdischen Garagen) unterteilt werden. Ein Rauchabschnitt darf sich auch über mehrere Geschosse
erstrecken. Innere Brandwände sind in Garagen nicht erforderlich!

Konkrete Ausführung:

− beide Garagengeschosse bilden einen gemeinsamen Rauchabschnitt < 2.500 m² Nutzfläche
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 11 Verbindung zu anderen Räumen und zwischen Garagengeschossen 

Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die nicht nur der Benutzung der Garagen dienen, dürfen mit 
geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur über „Sicherheitsschleusen“ verbunden sein. 
In Sicherheitsschleusen ist die M-LAR analog wie in notwendigen Treppenräumen zu beachten!

Konkrete Ausführung:

− Verbindung der beiden Treppenräume über je eine Sicherheitsschleuse (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 GaStellV); vor 
dem Treppenraum, der nur beide Garagengeschosse verbindet, ist keine Sicherheitsschleuse 
erforderlich (§ 11 Abs. 5 GaStellV)
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 11 Verbindung zu anderen Räumen und zwischen Garagengeschossen 

Flure, Treppenräume und Aufzugsvorräume, die nicht nur der Benutzung der Garagen dienen, dürfen mit 
geschlossenen Mittel- und Großgaragen nur über „Sicherheitsschleusen“ verbunden sein. 

Falsch bzw. Abweichung erforderlich Richtig!
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Jede Mittel- und Großgarage muss in jedem Geschoß mindestens zwei möglichst entgegengesetzt
liegende Ausgänge haben, die unmittelbar ins Freie oder in Treppenräume notwendiger Treppen führen. 
Von zwei Rettungswegen darf einer auch über eine Rampe führen (Schlupftüre). 

Bei oberirdischen Mittel- und Großgaragen, deren Einstellplätze im Mittel nicht mehr als 3 m über der 
Geländeoberfläche liegen, sind Treppenräume für notwendige Treppen nicht erforderlich. Die 
Rettungswege müssen auch dann erreicht werden können, wenn Tore zwischen Rauchabschnitten 
geschlossen sind (Schlupftüren).

Die nutzbare Breite der Rettungswege muss an jeder Stelle 80 cm betragen, Treppen müssen eine 
nutzbare Laufbreite von 1 m haben.

Bei offenen Mittel- und Großgaragen darf die Rettungsweglänge höchstens 50 m, bei geschlossenen Mittel-
und Großgaragen höchstens 30 m betragen. Die Entfernung ist in der Lauflinie zu messen. 

Die Rettungswege müssen je nach Größe der Garage mit dauerhaft beleuchteten Hinweisen auf die 
Ausgänge oder (bei Großgaragen) auf dem Fußboden durch dauerhafte und leicht erkennbare 
Markierungen sowie an den Wänden durch beleuchtete Hinweise gekennzeichnet sein.

Hinweis: nach § 14 M-GarVO 2022 wird die Rettungsweglänge zukünftig 35 m betragen und darf bis zur 
Türe der Sicherheitsschleuse gemessen werden. 
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Wie wird die Lauflinie gemessen?

A B C
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Konkrete Ausführung:
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Konkrete Ausführung:
nutzbare Breite der Rettungswege an jeder Stelle 80 cm, Treppen 

nutzbare Laufbreite von 1 m
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Konkrete Ausführung:
Rettungsweglänge in Lauflinie bis zum Treppenraum max. 30 m 

-> Antrag auf Abweichung für die Bemessung nur bis zu Sicherheitsschleuse
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 12 Rettungswege

Konkrete Ausführung:

dauerhaft beleuchteten Hinweisen auf die Ausgänge und bei Großgaragen auf 

dem Fußboden durch dauerhafte und leicht erkennbare Markierungen sowie an 

den Wänden durch beleuchtete Hinweise
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 13 Sicherheitsbeleuchtung

Nur in geschlossenen Großgaragen und in mehrgeschossigen unterirdischen Mittelgaragen muss zur 
Beleuchtung der Rettungswege eine Sicherheitsbeleuchtung vorhanden sein; das gilt nicht für 
eingeschossige Garagen mit festem Benutzerkreis (z. B. Wohnhausgaragen für die Anwohner).

Konkrete Ausführung:

− Sicherheitsbeleuchtung der Rettungswege erforderlich (§ 13 Abs. 2 GaStellV )

• § 14 Lüftung und § 15 Abs. 2 und 3 Rauch- und Wärmeabzug GaStellV

Hier wird auf  die Ausführungen in Teil 2 des Vortrags durch Herrn Estermann verwiesen.

• § 15 Feuerlöschanlagen

Für „Triplexparker“ und aut. Garagen mit bis zu 20 Einstellplätzen sind nichtselbständige Feuerlösch-
anlagen erforderlich. Für aut. Garagen mit mehr als 20 Einstellplätzen und für Geschossen von 
Großgaragen, die unter dem ersten unterirdischen Geschoß liegen, wenn das Gebäude nicht allein der 
Garagennutzung dient, sind automatische Feuerlöschanlagen erforderlich.

Konkrete Ausführung:

− Für die Großgarage ist nach § 15 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 GaStellV baurechtlich nur für das 2. UG eine 
automatische Löschanlage erforderlich. Um auf die feuerbeständige Abtrennung zwischen 
gesprinklerten und nicht gesprinklerten Bereichen nach z. B. VDS CEA 4001 in der Tiefgarage 
verzichten zu können, wird in beiden Garagengeschossen (Stellplätze, Fahrgassen und Rampe) eine 
geeignete, automatische Löschanlage (Sprinkler) nach § 15 Abs. 1 Satz 2 GaStellV geplant. In den nicht 
zur Garage gehörenden Nebenräumen wird diese Anlage nicht erforderlich.
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 16 Brandmeldeanlagen

Geschlossene Großgaragen müssen Brandmeldeanlagen haben. Geschlossene Mittelgaragen müssen 
Brandmeldeanlagen haben, wenn sie in Verbindung stehen mit baulichen Anlagen oder Räumen, für die 
Brandmeldeanlagen erforderlich sind. Jedes Auslösen automatischer Feuerlöschanlagen ist über eine 
Brandmeldeanlage anzuzeigen.

Konkrete Ausführung:

− Für die beiden Tiefgaragengeschosse (nicht jedoch für die angrenzenden Nebenräume, die Schleusen 
und den Treppenraum) wird eine flächendeckende Brandmeldeanlage Kategorie 1, Vollschutz nach DIN 
14675, DIN EN 54 bzw. VDE 0833-1 und 0833-2, geplant

Exkurs zu § 23 M-GarVO 2022:

In Mittel- und Großgaragen kann eine Brandmeldeanlage mit akustischer Warnung der Nutzer in der 
Garage verlangt werden, wenn aufgrund Ihrer speziellen Nutzung mit längeren Aufenthaltszeiten der 
Personen zu rechnen ist. 

(Hier wird klargestellt, dass die Brandmeldeanlage nicht unbedingt mit Internalarm auszurüsten ist, sondern 
nur dann, wenn aufgrund Ihrer speziellen Nutzung mit längeren Aufenthaltszeiten der Personen zu rechnen 
ist.)
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 16 Brandmeldeanlagen

Welche Anforderungen würden Sie für eine baurechtlich erforderliche Brandmeldeanlage in einer Garage 
festlegen?

Kenngröße Wärme

Kenngröße Rauch

Nur Handfeuermelder

Dafür ist der Fachplaner zuständig
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 17 Betriebsvorschriften für Garagen

(4) In Mittel- und Großgaragen dürfen brennbare Stoffe außerhalb von Kraftfahrzeugen nur in unerheblichen 
Mengen aufbewahrt werden. In Kleingaragen dürfen bis zu 200 l Dieselkraftstoff und bis zu 20 l Benzin in 
dicht verschlossenen, bruchsicheren Behältern aufbewahrt werden.

Die Lagerung von „Zubehörteilen“ wird zurecht oft bei Feuerbeschauen bemängelt, auch die Nutzung als 
Lagerraum entspricht nicht der GaStellV. 
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Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) unter dem Aspekt „Brandschutz“

• § 18 Abstellen von Kraftfahrzeugen in anderen Räumen als Garagen

(1) Kraftfahrzeuge dürfen in Treppenräumen, Fluren und Kellergängen nicht abgestellt werden.

(2) Kraftfahrzeuge dürfen in sonstigen Räumen, die keine Garagen sind, nur abgestellt werden, wenn das 
Gesamtfassungsvermögen der Kraftstoffbehälter aller abgestellten Kraftfahrzeuge nicht mehr als 12 l 
beträgt, Kraftstoff außer dem Inhalt der Kraftstoffbehälter abgestellter Kraftfahrzeuge in diesen Räumen 
nicht aufbewahrt wird und diese Räume keine Zündquellen oder leicht entzündlichen Stoffe enthalten.

(3) Abs. 2 gilt nicht für Kraftfahrzeuge, 

1. die Arbeitsmaschinen oder landwirtschaftliche Zugmaschinen sind,

2. deren Batterie ausgebaut ist oder

3. die in Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- oder Lagerräumen für Kraftfahrzeuge stehen. 

• § 21 Weitergehende Anforderungen

Für geschlossene Großgaragen können im Einzelfall von den Brandschutzdienststellen Feuerwehrpläne 
gefordert werden. 
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Bestandsschutz, rechtliche Herleitung, Arten des Bestandsschutzes

• rechtliche Herleitung

Der Schutz des Art. 14 GG (Eigentumsgarantie) steht jeder Privatperson sowie grundrechtsfähiger 

Vereinigung zu. Grundsätzlich kann sich damit jeder Eigentümer eines bestehenden Gebäudes auf 

Bestandsschutz berufen.

Der Bestandsschutz im Rechtssinn ist eine Einwendung gegenüber behördlichen Anordnungen oder 

Auflagen, z.B. gegenüber Anpassungsverlangen auf Grundlage des Art. 54 BayBO. 

Die Beweislast hinsichtlich dem Bestehen von Bestandsschutz trägt grundsätzlich der Bauherr. In Bayern 

ist das Widerspruchsverfahren faktisch abgeschafft. Nach erforderlicher Anhörung (vgl. Art. 28 Bayerisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz - BayVwVfG) muss eine verwaltungsrechtliche Klage mit aufschiebender 

Wirkung in Form der Anfechtungs- bzw. Verpflichtungsklage erhoben werden.

Der Bestandsschutz entfällt bei der Beseitigung eines Gebäudes oder im Falle von rechtserheblichen 

baulichen Änderungen (Identitätsverlust). 

• Arten des Bestandsschutzes (Bestehen vom Bestandsschutz)

➢ Formelle & materielle Legalität (rechtmäßige Baugenehmigung, die auch so umgesetzt wurde)

➢ Formelle Legalität & materielle Illegalität (rechtswidrige Baugenehmigung)
Nach Art. 48/49 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) besteht für den Hoheitsträger grundsätzlich die Möglichkeit zur 

Rücknahme der Baugenehmigung innerhalb Jahresfrist ab Kenntnisnahme; Ggf. besteht Schadensersatzanspruch wegen Vertrauensschutz!

➢ Formelle Illegalität & materieller Legalität (keine Baugenehmigung vorhanden oder auffindbar)
Nachweispflicht, dass das Gebäude zu irgend einem Zeitpunkt genehmigungsfähig war; Genehmigungsfähiger Zustand nach Rechtsprechung für 

einen Zeitraum von mindestens 3 Monaten
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Bestandsschutz nach Art. 54 BayBO

Der „Bestandsschutz“ ist in Art. 54 BayBO (Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden) wie folgt 
geregelt:

(2) Die Bauaufsichtsbehörden haben die Aufgabe, bei der Errichtung, der Änderung, der Nutzungsänderung 
und der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen darüber zu wachen, dass die öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften und die auf Grund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten werden...

(4) Bei bestandsgeschützten baulichen Anlagen können Anforderungen gestellt werden, wenn das zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für Leben und Gesundheit notwendig ist.

(5) Werden bestehende bauliche Anlagen wesentlich geändert, so kann angeordnet werden, dass auch die 
von der Änderung nicht berührten Teile dieser baulichen Anlagen mit diesem Gesetz oder den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang gebracht werden, wenn das aus Gründen des Artikel 3 
Abs. 1 Satz 1 *) erforderlich und dem Bauherrn wirtschaftlich zumutbar ist, und diese Teile mit den Teilen, 
die geändert werden sollen, in einem konstruktiven Zusammenhang stehen oder mit ihnen unmittelbar 
verbunden sind.

(6) Bei Modernisierungsvorhaben soll von der Anwendung des Absatzes 5 abgesehen werden, wenn sonst 
die Modernisierung erheblich erschwert würde.

*) Anlagen sind unter Berücksichtigung der Belange der Baukultur, insbesondere der anerkannten Regeln der Baukunst, so anzuordnen, zu 
errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit, und die 
natürlichen Lebensgrundlagen nicht gefährdet werden.
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Bestandsschutz nach Art. 54 BayBO

Art. 54 Abs. 4 BayBO: „Bei bestandsgeschützten baulichen Anlagen können Anforderungen gestellt 
werden, wenn das zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leben und Gesundheit notwendig ist.“

Bei einer behördlichen Anordnung nach Art. 54 Abs. 4 BayBO (formeller und/oder materieller Bestands-
schutz vorausgesetzt) handelt es sich um eine Ermessensentscheidung (vgl. Wortlaut „können“). Die 
Behörde hat damit ihr zustehendes Ermessen frei von Ermessensfehler auszuüben. Im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeit ist die Behörde zudem angehalten, die „mildeste Maßnahme“ anzuordnen, d.h. die 
Anordnung zu treffen, die den Adressaten am wenigsten belastet.

Große Bedeutung für das Ausmaß der ggf. notwendigen Anpassungen an aktuelle baurechtliche 
Anforderungen auch bei bestandsgeschützten Gebäuden kommt dem Begriff der „erheblichen Gefahren 
für Leben und Gesundheit“ zu. 

In anderen Bundesländern wird z. T. der Begriff „konkrete Gefahr“ benutzt. Eine konkrete Gefahr ist bereits 
gegeben, wenn der erste bauliche Rettungsweg vorhanden und der zweite Rettungsweg fehlt oder mangel-
haft ist. (OVG Münster, Beschluss vom 22.07.2002, 7 B 508/1)

Was eine „erhebliche Gefahr“ ist, ist in der BayBO nicht näher definiert. Als Grundlage für Entscheidungen 
kann aber festgehalten werden, dass diese regelmäßig nur dann angenommen werden muss, wenn:

▪ der erste bauliche Rettungsweg mangelhaft ist

und

▪ der zweite Rettungsweg nicht vorhanden ist.

Eine erhebliche Gefahr in einer Garage wird unter den genannten Gesichtspunkten daher in der Regel nur 
selten feststellbar sein.

(vergleiche hierzu auch Schreiben der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des Innern vom 25.07.2011,
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/brandschutz_in_bestehenden_geb%C3%A4uden2.pdf)  

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/brandschutz_in_bestehenden_geb%C3%A4uden2.pdf
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Bestandsschutz nach Art. 54 BayBO

Art. 54 Abs. 5 BayBO: „Werden bestehende bauliche Anlagen wesentlich geändert, so kann angeordnet 
werden, dass auch die von der Änderung nicht berührten Teile dieser baulichen Anlagen mit diesem Gesetz 
oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang gebracht werden, wenn das aus 
Gründen des Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 erforderlich und dem Bauherrn wirtschaftlich zumutbar ist, und diese 
Teile mit den Teilen, die geändert werden sollen, in einem konstruktiven Zusammenhang stehen oder mit 
ihnen unmittelbar verbunden sind.“

Nach der Rechtsprechung ist eine bauliche Änderung wesentlich, wenn es sich um eine eingreifende, das 
Bauwerk umgestaltende Bauausführung i. S. e. aliud (= etwas anderes) handelt und keine bloße Instand-
haltungsmaßnahme gegeben ist (BVerG, Beschluss vom 21.03.2001, Az. 4 B 18/01). Auch Nutzungs-
änderungen, die dem Gebäude oder bestehenden Nutzungseinheiten eine andere Zweckbestimmung 
geben (z.B. Umnutzung von Wohnung in Büro), sind wesentliche Änderungen, da dann die Genehmigungs-
frage neu aufgeworfen wird.

„Die BayBO enthält keine ausdrückliche Definition des Begriffs der Nutzungsänderung. Insoweit ist jedoch 
anerkannt, dass eine solche vorliegt, wenn die bisherige Nutzung einer Anlage aufgegeben und eine neue 
Nutzung aufgenommen wird, oder zu der bisherigen Nutzung eine weitere Nutzung hinzutritt und damit der 
Anlage - wenigstens teilweise - eine neue Zweckbestimmung gegeben wird. Dagegen stellt eine Nutzungs-
intensivierung regelmäßig keine Nutzungsänderung dar. 

Für die Beurteilung der Frage, ob eine Änderung der Zweckbestimmung und damit eine Nutzungsänderung 
im bauaufsichtlichen Sinne vorliegt, ist entscheidend darauf abzustellen, ob die geänderte Nutzung von der 
für die Anlage erteilten Baugenehmigung gedeckt wird (BayVGH, Urteil vom 18.5.1982 a.a.O.). Eine 
Baugenehmigung wird nicht nur für die Errichtung einer baulichen Anlage als solche, sondern auch für eine 
bestimmte Art der Nutzung erteilt. Der genehmigte Nutzungszweck ergibt sich aus dem Bauantrag und den 
beigefügten Bauvorlagen i. V. m. der Baugenehmigung“ (VG München, Urteil vom 30.01.2012, AZ.: M 8 K 
10.5020).
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Bestandsschutz nach Art. 54 BayBO

Art. 54 Abs. 5 BayBO: „Werden bestehende bauliche Anlagen wesentlich geändert, so kann angeordnet 

werden, dass auch die von der Änderung nicht berührten Teile dieser baulichen Anlagen mit diesem 

Gesetz oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften in Einklang gebracht werden, wenn

das aus Gründen des Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 erforderlich und dem Bauherrn wirtschaftlich zumutbar ist, 

und diese Teile mit den Teilen, die geändert werden sollen, in einem konstruktiven Zusammenhang

stehen oder mit ihnen unmittelbar verbunden sind.“

Wenn eine wesentliche Änderung vorliegt, handelt es sich ebenfalls wieder um eine Ermessens-

entscheidung der Bauaufsicht (vgl. Wortlaut „kann“). Eine besondere Bedeutung kommt den durch das Wort 

„und“ verknüpften Bedingungen, die alle zutreffend müssen, zu. 

Eine Begrenzung des Änderungsverlangens erfolgt dadurch, dass keine unzumutbaren Mehrkosten 

(wirtschaftlich zumutbar) durch die Anpassung der mittelbar berührten Teile entstehen dürfen. Eine 

Baukostensteigerung im Rahmen eines Änderungsverlangens in Höhe von 10% ist noch als hinnehmbar 

einzustufen (OVG Hamburg, Urteil vom 16.06.2004, AZ 2 Bf 182/02).

Der konstruktive Zusammenhang oder die unmittelbare Verbindung der bestehenden „Teile“ mit den 

Teilen, die geändert werden sollen, beschränkt sich auf die die „Änderung“ unmittelbar umgebenden 

Bauteile. Bei einem DG-Ausbau handelt es sich z. B. um die Geschossdecke zwischen dem DG und dem 

darunter liegenden Geschoss. Die (Bestands) Türen des bestehenden Treppenraums in den unter dem DG 

liegenden Nutzungseinheiten stehen in keinem konstruktiven Zusammenhang und bleiben, sofern der 

Bestandschutz (baurechtliche Anforderungen zum Zeitpunkt der Errichtung) nachweisbar ist, ohne 

Anpassungsverlangen. Andere Bundesländer stellen auf den funktionalen Zusammenhang ab, was dann 

ein Anpassungsverlangen auch der bestehenden Treppenraumtüren zur Folge hat. 
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Bestandsschutz nach Art. 54 BayBO

Welches Vorgehen würden Sie für nachfolgenden Sachverhalt wählen: in einer Bestandsgarage müssen 
aufgrund der Beschädigung durch Tausalze die Stützen“füße“ einer Betonsanierung unterzogen werden?

Ich optimiere nur die Stützenfüße auf Höhe der zu sanierenden Bereiche auf die aktuell geltende 
Feuerwiderstandsdauer „feuerbeständig“

Ich optimiere die kompletten Stützen auf voller Höhe auf die aktuell geltende Feuerwiderstandsdauer 
„feuerbeständig“

Ich optimiere nur die Stützenfüße auf Höhe der zu sanierenden Bereiche auf die zum Zeitpunkt der 
Errichtung der Garage geltende Feuerwiderstandsdauer „feuerbeständig“ und beantrage hierfür eine 
Abweichung
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Bestandsschutz

• Feststellen des Bestandsschutzes

Die Idealform des Bestandsschutzes ist die Feststellung der formellen und materiellen Legalität. Hierzu sind 
die Baugenehmigungsunterlagen (auch ggf. vorhandene spätere Tekturen) zwingend erforderlich.  Die 
materielle Legalität lässt sich für z. B. Feuerschutztüren durch Sichtkontrolle (Kennzeichnungsschilder etc.) 
feststellen. Für Leitungsdurchführungen durch raumabschließend feuerwiderstandsfähige Bauteile sind die 
zum Zeitpunkt der Errichtung/ Genehmigung einschlägigen Regelwerke zu beachten. Die erste 
Leitungsanlagenrichtlinie wurde in den 80er-Jahren eingeführt, vorher sind die Anforderungen nur in der 
BayBO festgeschrieben. 

Für die Bewertung der Feuerwiderstandsdauer sind die zum Zeitpunkt der Errichtung/ Genehmigung 
einschlägigen Regelwerke (DIN 4102) heranzuziehen!

Grundsätzlich liegt die Beweislast für den Bestandsschutz beim Bauherrn/ Eigentümer, nicht bei der 
Behörde. Je nach Komplexität der Aufgabe kann es genügen, den Bestandsschutz „augenscheinlich“ zu 
belegen (wenn keine gegenteiligen Erkenntnisse vorliegen) oder aber exemplarisch zu prüfen. 
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Historische Garagenverordnungen

Nachfolgende Ausgaben der Garagenverordnung in Bayern sind dem Referenten bekannt (ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit) und können z. B. in der Staatsbibliothek o. ä. eingesehen werden. Sie sind zur 
Bewertung bestehender Garagen zwingend erforderlich: 

• Reichsgaragenverordnung von 1939

• Garagenverordnung 1962

• Garagenverordnung 1962 mit Änderungen 1966

• Garagenverordnung 1973 

• Garagenverordnung 1993 

• Garagenverordnung 1993 mit Änderungen 2001

• Garagen- und Stellplatzverordnung 1993 mit Änderungen 2008

• Garagen- und Stellplatzverordnung 1993 mit Änderungen 2009

• Garagen- und Stellplatzverordnung 1993 mit Änderungen 2015
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Häufig gestellte Fragen zur GaStellV

Unter 

http://www.verkehr.bayern.de/buw/baurechtundtechnik/bauordnungsrecht/fragenundantworten/index.php

hat das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr häufig gestellte Fragen zur BayBO und 
deren Antworten aus Sicht des Ministeriums veröffentlicht. Dieses Dokument wird von Zeit zu Zeit 
aktualisiert.

http://www.verkehr.bayern.de/buw/baurechtundtechnik/bauordnungsrecht/fragenundantworten/index.php
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Antriebsarten

Derzeit sind (überwiegend) folgende alternative Antriebsarten verfügbar:

• Elektro- und Elektro-Hybrid-Antriebe
Überwiegend Lithium-Ionen-Hochvoltbatterien mit Spannungen bis zu 800 Volt. Diese Akkus können 
auch im entladenen Zustand eine hohe Energie freisetzen. Bei einem techn. Defekt im Akku kann sich 
dieser selbst entzünden und den zur Verbrennung erforderliche Sauerstoff selbst freisetzen. Das 
Löschen ist in erster Linie mit (viel) Wasser als Kühlung möglich. 

Video eines brennenden Elektroautos: https://twitter.com/i/status/1007831286176571394

Copyright https://www.tesla.com/de_de/charging

• Wasserstoff- und Erdgasantriebe
Gefahren überwiegend durch Leckagen der Druckgasflaschen, Explosionsgefahr

• Flüssiggasantriebe
Gefahren überwiegend durch Leckagen der Druckgasflaschen, Explosionsgefahr

https://twitter.com/i/status/1007831286176571394
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Alternative Antriebe: Gebäude-Elektromobilitätsinfrastrukturgesetz

Das Kabinett hat im März 2021 den vom Bundeswirtschafts- und Bundesinnenministerium vorgelegten 
Entwurf des Gesetzes zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die 
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastrukturgesetz – GEIG) (PDF, 104 KB) beschlossen. Es 
setzt Europäische Vorgaben um. 

Werden Wohngebäude mit mehr als zehn Stellplätzen gebaut oder umfassend renoviert, müssen künftig 
alle Stellplätze mit Schutzrohren für Elektrokabel ausgestattet werden. Bei Nicht-Wohngebäuden muss 
mindestens jeder fünfte Stellplatz ausgerüstet und mindestens ein Ladepunkt errichtet werden. Ab 2025 
muss jedes nicht zum Wohnen genutzte Gebäude mit mehr als zwanzig Stellplätzen mit mindestens einem 
Ladepunkt ausgestattet werden. Verstöße werden mit Bußgeldern geahndet. 

Das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastrukturgesetz ist eine 1:1 Umsetzung der EU Gebäude-Richtlinie 
2018/844 in nationales Recht. Es sieht Ausnahmen für Gebäude vor, die kleinen und mittleren 
Unternehmen gehören und überwiegend von ihnen selbst genutzt werden.

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/Gesetz/entwurf-gesetzes-gebaeudeintegrierte-lade-und-leitungsinfrastruktur-elektromobilitaet.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Alternative Antriebe und deren Regelung in der aktuellen GaStellV

Das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr hat zu alternativen Antrieben in den häufig 
gestellten Fragen Stellung bezogen. Weitergehende gesetzliche Anforderungen bestehen nicht.
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Alternative Antriebe und deren Regelung in der M-GarVO 2022 

§ 20 Einbauten und technische Anlagen

(1) Einbauten, insbesondere Einrichtungen für mechanische Parksysteme, müssen in den wesentlichen 
Teilen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 

Dies gilt nicht für die Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge. 

Die Aufstellung und der Betrieb von Energiespeichersystemen ist in Garagen außerhalb von Fahrzeugen 
nicht zulässig.

Der Einbau von Klima-, Lüftungs-, Kälte- und Abgasanlagen, die nicht der Garagennutzung dienen, ist in 
Garagen nicht zulässig.

(Mit „Einbauten“ sind nicht Anlagen der Infrastruktur für die E-Mobilität gemeint. Pufferspeicher für die 
Zwischenspeicherung von Strom für die Ladestationen sind innerhalb der Garagen bzw. außerhalb der 
Fahrzeuge nicht zulässig.)
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Alternative Antriebe und deren Regelung in der M-GarVO 2022 

§ 20 Einbauten und technische Anlagen

(2) Leitungsanlagen, die nicht der Versorgung der Garage dienen, dürfen durch Garagen geführt werden, 
sofern diese Verkehrsflächen und Einstellplätze nicht einschränken und sie gegen Vandalismus, Anprall und 
sonstige mechanische Beschädigungen geschützt werden. Satz 1 gilt nicht für Hoch- und Mittelspannungs-
leitungen und Gasversorgungsleitungen.

(Die geplante Formulierung lässt das Thema „Brandschutz“ weitestgehend unberührt. Der Sinn dieser 
Regelung und die fachliche Zuständigkeit sind ohne Begründung nicht verständlich. Wer entscheidet, ob die 
Leitungen im Sinne des § 20 Abs. 2 geschützt sind? Hoch- und Mittelspannungsleitungen sowie 
Stromleitungen mit Spannungen über 1000 Volt sind u. a. aus Arbeitsschutzgründen [VDE 0132 -
Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen] nicht erlaubt.)
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Copyright https://wallbox.com/de_de 
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VB-Newsletter 03/2020 der Branddirektion München

Hinweise zur brandschutztechnischen Bewertung der Ladeinfrastruktur (Supercharger) für 
Elektrofahrzeuge in (Tief-)Garagen 

Grundsätzlich ist bei der brandschutztechnischen Bewertung von (Tief-)Garagen die Garagen- und 
Stellplatzverordnung – GaStellV - mit ihren Nebenbestimmungen anzuwenden. Zusätzlich veröffentlichte 
das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr eine „FAQ-Liste“ zur „GaStellV – Häufig 
gestellte Fragen“, in welcher das Abstellen und Laden von E-Pkw in (Tief-)Garagen legitimiert worden ist. 
Im Hinblick auf zu erwartende bundesgesetzliche Regelungen über die Ausstattung von Stellplätzen mit 
Ladeinfrastruktur häufen sich mittlerweile Anfragen bei der Branddirektion München zur Aufstellung bzw. 
Installation von Pufferspeichern, Schaltschränken etc. innerhalb von (Tief-)Garagen.   

Gem. § 6 Abs. 8 GaStellV müssen sonstige Einbauten in Mittel- und Großgaragen aus nichtbrennbaren 
Baustoffen bestehen. Da die oben genannten Bestandteile der Ladeinfrastruktur in Form von 
Schaltschränken, Pufferspeichern etc. pp. zum Teil nicht unerhebliche Brandlasten (stationär eingebrachte 
Brandlasten (≥ 3 – 5 MW) in der Größenordnung eines Pkw und darüber hinaus) aufweisen, kann eine 
entsprechend geeignete Abtrennung (z.B. feuerbeständig) des technischen Equipments vom eigentlichen 
Garagenraum verlangt bzw. gefordert werden. 
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VB-Newsletter 03/2020 der Branddirektion München

Eine brandschutztechnisch qualifizierte Abtrennung erscheint außerdem aufgrund der weitverbreiteten 
Verwendung von Lithium-Ionen-Batterien in sog. Pufferspeichern notwendig, da der charakteristische 
Brandverlauf von Lithium-Ionen-Batterien, welche sich im sog. „thermal runaway“ befinden, meist mit einer 
rasanten Brandausbreitung einhergeht. Dabei entweicht meist unter Druck gasförmiger Elektrolyt 
(brennbare Gase) aus den Batterien, scharfkantige Teile können ggf. aufgrund des innerhalb der Batterien 
vor-herrschenden Überdrucks unkontrolliert und mit hoher Geschwindigkeit in alle Richtungen 
umherfliegen. Ein Zerknall der gesamten Lithium-Ionen-Batterie ist möglich. Eine Gefährdung der 
Einsatzkräfte ist nicht auszuschließen. 

Bericht in Spiegel TV über Brandereignisse bei Elektrofahrzeugen:

https://www.youtube.com/watch?v=osYm3sAW9yE 

https://www.youtube.com/watch?v=osYm3sAW9yE
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Forschungsbericht 159

In dem Forschungsbericht 159 wird eine Übersicht über gasbetriebene und elektrische Alternativantriebe 

gegeben und deren spezifischen Risiken und Besonderheiten hinsichtlich des Brand- bzw. 

Unfallgeschehens aufgezeigt, wobei der Schwerpunkt bei Fahrzeugen mit Druckgas- und 

Flüssigkeitsbehältern liegt.

Autoren des im Dezember 2020 erschienenen, 81-seitigen Forschungsberichts „Besonderheiten und 
Risiken bei alternativ angetriebenen Fahrzeugen“ sind Dr. rer.-nat. Dietmar Schelb (Leiter der 
Forschungsstelle für Brandschutztechnik am KIT) und Dr.-Ing. Thomas Jordan, ITES, (Leiter 
Wasserstoffgruppe Institut für Thermische Energietechnik und Sicherheit am KIT).

Der Bericht kann unter folgendem Link heruntergeladen werden:

https://www.ffb.kit.edu/download/IMK%20Bericht_159_Schelb_Jordan_Alternativantriebe_7Dez2020.pdf

https://www.ffb.kit.edu/download/IMK%20Bericht_159_Schelb_Jordan_Alternativantriebe_7Dez2020.pdf
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Empfehlungen der AGBF - Risikoeinschätzung Lithium-Ionen Speichermedien

Auszug aus den Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren  und des 
Deutschen Feuerwehrverbandes - Risikoeinschätzung Lithium-Ionen Speichermedien (2018-01) 

Die Fachempfehlung kann unter folgendem Link heruntergeladen werden:

https://www.agbf.de/component/phocadownload/category/28-fa-vbg-oeffentlich-
empfehlungen?download=291:2018-05-fachempfehlung-risikoeinschaetzung-lithium-ionen-speichermedien

https://www.agbf.de/component/phocadownload/category/28-fa-vbg-oeffentlich-empfehlungen?download=291:2018-05-fachempfehlung-risikoeinschaetzung-lithium-ionen-speichermedien
https://www.agbf.de/component/phocadownload/category/28-fa-vbg-oeffentlich-empfehlungen?download=291:2018-05-fachempfehlung-risikoeinschaetzung-lithium-ionen-speichermedien
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VdS 3885:2020-12 01 – Elektrofahrzeuge in geschlossenen Garagen

Auszug aus der Veröffentlichung der deutschen Versicherer (GDV e.V.) zur Schadenverhütung (VdS 
3885:2020-12 01) – Elektrofahrzeuge in geschlossenen Garagen – Sicherheitshinweise für die 
Wohnungswirtschaft 

Die Publikation kann unter folgendem Link heruntergeladen werden:

https://shop.vds.de/de/download/5dee1201d7283309d0af904c18f0147d/

https://shop.vds.de/de/download/5dee1201d7283309d0af904c18f0147d/
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Pressemitteilungen: Bye, bye Tesla:

Kulmbach/Leonberg - Elektroautos brennen nicht häufiger, sind dafür aber schwieriger zu löschen. Die 

Stadt Kulmbach zieht deshalb erste Konsequenzen und sperrt Hybrid- und Elektroautos aus: „Elektro- und 

Hybridautos dürfen künftig nicht mehr in der Tiefgarage parken“, sagte Michael Kuhnlein vom Tiefbauamt 

Kulmbach jetzt dem Portal Infranken.de.

Das Verbot geht auf einen Brand im September 2020 zurück. Damals brannte in der Tiefgarage ein alter 

VW Golf. Danach wurde die Tiefgarage fünf Monate für 195.000 Euro saniert. Zwar handelte es sich bei 

dem ausgebrannten Fahrzeug um einen Benziner, dennoch befürchteten Stadt und Feuerwehr eine erhöhte 

Gefahr von Elektroautos: „Die Feuerwehr kann solche Fahrzeuge nicht löschen, sondern muss sie 

ausbrennen lassen. Auch ist die Tiefgarage nicht ausreichend hoch genug, um brennende Autos mit 

schwerem Gerät herauszuziehen“, erklärte Kuhnlein. 

Die Stadt Kulmbach ist sich zwar der Benachteiligung von Elektro- und Hybridautofahrern bewusst, die 

Gefahren überwiegen dennoch. Angesichts dieser Gefahren prüft die Stadt das Verbot auf weitere 

Tiefgaragen auszuweiten. Bisher gibt es ein derartiges Verbot noch in der Stadt Leonberg in Baden-

Württemberg. Auf der Webseite der Stadt heißt es „Aus brandschutzrechtlichen Gründen ist momentan die 

Zufahrt ins Parkhaus Altstadt für E- und Hybridfahrzeuge nicht gestattet.
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Pressemitteilungen: Bye, bye Tesla:

Unmittelbar nach der Pressemitteilung folgte die fachliche Stellungnahme des Deutschen 
Feuerwehrverbands dazu:

https://www.feuerwehrverband.de/keine-erhoehte-brandgefahr-durch-in-tiefgaragen-abgestellte-
elektrofahrzeuge/

„Aufgrund der aktuellen Berichterstattung in den verschiedensten Medien erscheint es wichtig zu betonen, 
dass auch Elektrofahrzeuge von den Einsatzkräften der Feuerwehr gelöscht werden können“, erklärt Dipl.-
Ing. (FH) Peter Bachmeier, Leitender Branddirektor und Vorsitzender des Fachausschusses Vorbeugender 
Brand- und Gefahrenschutz der deutschen Feuerwehren. Bachmeier erklärt: „Dies gestaltet sich unter 
Umständen etwas schwieriger als die Brandbekämpfung von herkömmlich angetriebenen Fahrzeugen. 
Jedoch nicht komplexer oder gefahrbringender als etwa ein Brand eines gasbetriebenen Kfz. 
Entsprechende Handlungsempfehlungen für die Feuerwehren sind in diversen einschlägigen Gremien 
erarbeitet sowie bereits veröffentlicht worden und stehen somit den Einsatzkräften zur Verfügung.

Bei einer baurechtskonform errichteten Garage steht das Abstellen sowie das Aufladen von 
Elektrofahrzeugen mit einer zertifizierten Ladeeinrichtung nicht im Widerspruch zu den geltenden Vorgaben 
des Bauordnungsrechts. Das Sperren einer Garage für alternativ angetriebene Pkw ist aus 
brandschutztechnischer Sicht deshalb nicht angezeigt. Durch die vom Gesetzgeber formulierten 
baurechtlichen Mindestanforderungen sind im Brandfall ausreichend sichere Garagen definiert worden. Hier 
sind die brandschutztechnischen Schutzziele – unabhängig von der in der Garage eingestellten Antriebsart 
– berücksichtigt und eingearbeitet. Die Bekämpfung eines Fahrzeugbrandes in einer Garage ist für die 
Einsatzkräfte immer mit erheblichen Risiken und Gefahren verbunden.

https://www.feuerwehrverband.de/keine-erhoehte-brandgefahr-durch-in-tiefgaragen-abgestellte-elektrofahrzeuge/
https://www.feuerwehrverband.de/keine-erhoehte-brandgefahr-durch-in-tiefgaragen-abgestellte-elektrofahrzeuge/
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Pressemitteilungen: Bye, bye Tesla:

Die Einsatztaktik der Feuerwehren ist darauf ausgerichtet und vorbereitet. Die Entwicklung bei neuen 

Antriebstechniken wird von den Feuerwehren intensiv beobachtet. Die bisher bekannten Brandereignisse 

lassen nicht erkennen, dass sich das Risiko im Vergleich zu den ohnehin schon vorhandenen Gefahren 

erheblich erhöht. Weiterhin beobachten die Feuerwehren auch besonders schwierige Brandereignisse, die 

sich auch auf die tragende Konstruktion von Garagen ausgewirkt haben und bei denen eine hohe Zahl von 

Fahrzeugen in Brand geraten ist. Diese Entwicklungen rechtfertigen aber nicht die Sperrung von Garage für 

Elektrofahrzeuge.

Die Thematik des Abtransports sowie der Entsorgung von Elektrofahrzeugen bringt in der Praxis nach wie 

vor Herausforderungen mit sich, für welche Lösungen zu erarbeiten sind. Diese Lösungen sollten von den 

Herstellern (Verband der Automobilindustrie – VDA) zusammen mit den Entsorgern gefunden werden; der 

Fachausschuss Vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz der deutschen Feuerwehren (FA VB/G) ist 

hierzu seit Jahren in unterschiedlichen Gremien beratend tätig.

Elektrofahrzeuge, die in einer Garage gebrannt haben und von der Feuerwehr gelöscht wurden, müssen 

aus einer Garage entfernt werden. Geeignete Hebe- bzw. Bergegeräte sind dafür auf dem Markt erhältlich. 

Die Bergung und Entsorgung nach Beendigung der Gefahrenabwehr stellt allerdings keine primäre Aufgabe 

der Feuerwehr dar und ist durch Abschleppunternehmen sowie Entsorger zu bewerkstelligen.
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Pressemitteilungen: Bye, bye Tesla:

Um den Eigenschaften von Elektrofahrzeugen, zum Beispiel einer etwaigen Rückzündungsgefahr nach 

dem Ablöschen, bei der Bergung sowie beim Abtransport adäquat zu begegnen, sollten 

Abschleppunternehmen unter anderem eine Fachkraft im Bereich der Hochvoltsysteme (gem. den 

Lehrinhalten des Dokuments 200-005 der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung DGUV) 

beschäftigen. Zum Beispiel wird dies im Bundesland Bayern in der sogenannten Abschlepprichtlinie Bayern 

(ARB) des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration geregelt. Daraus folgt, 

dass die Feuerwehr das betroffene Elektro- oder Hybridfahrzeug an ein Abschleppunternehmen übergeben 

kann. Das Unternehmen ist in der Pflicht, alle weiteren Maßnahmen sicherzustellen.“.

Weitergehende Informationen zu diesem Thema:

• „Risikoeinschätzung Lithium-Ionen-Speichermedien (2018-01)“ des Fachausschusses Vorbeugender 

Brand- und Gefahrenschutz der deutschen Feuerwehren

• „Hinweise für die Brandbekämpfung von Lithium-Ionen-Akkus bei Fahrzeugbränden“ des Fachbereichs 

Feuerwehren, Hilfeleistungen, Brandschutz der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

Kontakt:

AGBF-Bund und DFV

c/o Branddirektion München

An der Hauptfeuerwache 8

80331 München

E-Mail: bfm.vb-leitung.kvr@muenchen.de
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Fragen?!...
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